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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Beide Staatspolitischen Kommissionen (SPK-SR und SPK-NR) gaben einer
parlamentarischen Initiative Caroni Folge, die verlangt, dass der Bundesrat in seinen
Botschaften die Achtung des Subsidiaritätsprinzips prüft. Diesem Prinzip, das besagt,
dass auf nationaler Ebene nur Aufgaben übernommen werden, die von den Kantonen
nicht erledigt werden können oder die eine zentralisierte Regelung erfordern, werde zu
wenig Beachtung geschenkt, so Andrea Caroni (fdp, AR). Wenn die Regierung
verpflichtet würde, in ihren Botschaften auszuführen, ob und wie dieses wichtige
Element des Föderalismus beeinträchtigt wird, hätte das Parlament bessere
Entscheidgrundlagen. 
In ihrer Medienmitteilung wies die SPK-SR darauf hin, dass mit der Umsetzung dieser
Idee auch ein Beitrag zur Deregulierung geleistet würde. Sie schlug zudem vor, die
parlamentarische Initiative in die Sammelvorlage zu den Änderungen des
Parlamentsrechts aufzunehmen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.06.2017
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Ausgehend von der Feststellung, dass sich beim Vollzug von Bundesgesetzen und
-beschlüssen durch die Kantone nicht selten Probleme ergeben, weil diese darauf
schlecht vorbereitet und zudem auch überlastet sind, reichte Ständerat Rhinow (fdp,
BL) eine parlamentarische Initiative zur Verbesserung dieses Zustands ein. Er regte
darin unter anderem an, dass der Bundesrat in seinen Botschaften sich mit diesen
Fragen speziell auseinandersetzt, und dabei namentlich darlegt, ob und wie er die
Vollzugstauglichkeit von Beschlüssen mit den Kantonen abgeklärt hat. Zudem sollen die
parlamentarischen Kommissionen durch das Geschäftsverkehrsgesetz ausdrücklich
legitimiert werden, Kantonsvertreter zur Abklärung dieser Fragen einzuladen. Auf Antrag
seiner Staatspolitischen Kommission gab der Rat dieser Initiative Folge. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.11.1997
HANS HIRTER

Die Staatspolitische Kommission des Ständerats legte in Ausführung einer
parlamentarischen Initiative Rhinow (fdp, BL), welcher der Rat 1997 Folge gegeben
hatte, ihre konkreten Vorschläge für eine Verbesserung des Vollzugs der
Bundespolitik durch die Kantone vor. Sie beantragte, in das Geschäftsverkehrsgesetz
die Bestimmung aufzunehmen, dass der Bundesrat in seinen Botschaften zum
geplanten Vollzug Stellung nimmt und auch darlegt, wie er die mit dem Vollzug primär
betrauten Kantone und Gemeinden im Vorverfahren berücksichtigt hat und welche
Kosten diesen aus den Massnahmen entstehen. Beim Erlass von Verordnungen für
Politiken, welche in erheblichem Ausmass ausserhalb der Bundesverwaltung vollzogen
werden, sollen die zuständigen Parlamentskommissionen auf ihr Verlangen hin
konsultiert werden. Der Bundesrat erklärte sich mit den Forderungen in Bezug auf die
Botschaften einverstanden, lehnte hingegen ein Mitspracherecht der
Parlamentskommissionen bei der Ausarbeitung von Verordnungen als
Kompetenzvermischung ab. Dieses würde nicht nur den Handlungsspielraum der
Regierung in unakzeptabler Weise einschränken, sondern auch zu zeitlichen
Verzögerungen führen. Trotz diesen Bedenken hiessen beide Ratskammern die
Kommissionsvorschläge oppositionslos gut. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.12.1999
HANS HIRTER

Mit der neuen Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen war im Jahr 2004 die
Verfassungsbestimmung (Art. 48a BV) eingeführt worden, welche es mit einfachem
Bundesbeschluss erlaubt, Konkordate zwischen den Kantonen unter bestimmten
Bedingungen als allgemeinverbindlich zu erklären. Dies ist allerdings nur in wenigen
Aufgabenbereichen möglich und setzt voraus, dass eine qualifizierte Mehrheit der
Kantone dem Konkordat beigetreten ist. Dieser Artikel, welcher Kantone verpflichten
kann, Gesetzesbestimmungen zu übernehmen, die sie vorher im Parlament oder in
einer Volksabstimmung abgelehnt haben, war damals im Nationalrat vor allem von der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2009
HANS HIRTER
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Linken bekämpft worden. Jetzt kam die Forderung nach seiner ersatzlosen Streichung
von der SVP-Fraktion in Form einer parlamentarischen Initiative. Die Staatspolitische
Kommission des Ständerats hatte sich zwar dagegen ausgesprochen. Aber die SPK des
Nationalrats beantragte mit klarer Mehrheit (15 zu 2 bei 4 Enthaltungen), dieser Initiative
Folge zu geben. Sie argumentierte, dass es dem Prinzip des Föderalismus widerspreche,
einzelne Kantone gegen ihren Willen zum Eintritt in ein Konkordat zu zwingen. Zudem
sei das Verfahren der Rechtssetzung über Konkordate ohnehin ungenügend
demokratisch legitimiert. Dies sei deshalb der Fall, weil die einzelnen Bestimmungen
eines Konkordats nicht von einem vom Volk gewählten Parlament, sondern von
Konferenzen der kantonalen Regierungen festgelegt werden, und sie von den
kantonalen Parlamenten nur noch als Ganzes genehmigt oder abgelehnt werden
können. Das Plenum gab der SVP-Initiative mit 80 zu 68 Stimmen Folge; die Opposition
kam vor allem von der FDP und den Grünen.
Das Problem der fehlenden Mitbestimmungsrechte der Parlamente bei der
Ausarbeitung von Konkordaten beschäftigte auch einen Ausschuss aus Parlamentariern
der Westschweizer Kantone. Er legte den Entwurf für eine Übereinkunft vor, welche den
Einbezug der kantonalen Legislativen bei der Gestaltung von interkantonalen Verträgen
ermöglichen soll. 4

Der Ständerat lehnte eine 2009 vom Nationalrat noch gutgeheissene parlamentarische
Initiative der SVP ab. Die SVP hatte die Streichung von Artikel 48a der
Bundesverfassung beantragt, der Anfang 2008 in Kraft getreten war. Der Artikel erlaubt
es, Konkordate zwischen Kantonen unter bestimmten Bedingungen und in definierten
Bereichen als allgemeinverbindlich zu erklären. Die SVP – unterstützt von der
staatspolitischen Kommission des Nationalrats – hatte bei der Debatte 2009 geltend
gemacht, dass dieser Artikel dem Prinzip des Föderalismus widerspreche. In der kleinen
Kammer hatte dieses Argument keine Chance. Nach dem Willen des Ständerats sollen
zuerst Erfahrungen mit dem neuen Instrument gesammelt werden, bevor wieder über
dessen Aufhebung nachgedacht werde. Zudem eigne sich Artikel 48a BV, um
Trittbrettfahrerkantone einzubinden, die ohne eigene Verpflichtungen einzugehen von
einem Konkordat anderer Stände profitieren. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2010
MARC BÜHLMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

En juin 2017, le Conseil national a choisi de ne pas entrer en matière sur une initiative
parlementaire Eymann (plr, BS) demandant la représentation au sein du Conseil des
hautes écoles pour toutes les collectivités responsables d'une haute école. Par une
modification de l'article 12 de la loi sur l'encouragement et la coordination des hautes
écoles (LEHE), le député bâlois souhaitait permettre une représentation selon lui plus
fidèle des collectivités déterminantes notamment dans le financement des hautes
écoles et universités. Il prend l'exemple du canton de Bâle-campagne, qui malgré
l'importante part de son budget allouée à l'éducation tertiaire et au nombre d'étudiants
qu'il compte, ne peut siéger au Conseil des hautes écoles (CSHE). Allant dans ce sens,
une motion (11.3798) du député Janiak avait été déposée en 2011 et demandait la
reconnaissance du canton en tant que canton universitaire. Ces deux objets n'ont pas
passé la rampe, notamment parce que la chambre basse a estimé que la répartition des
représentations est une compétence avant tout cantonale et que l'université de Bâle
serait surreprésentée par une répartition différente. L'initiative parlementaire Eymann
a été balayée par 121 voix contre 50 avec 7 abstentions. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

1) Medienmitteilung SPK-SR vom 24.08.2017
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Bundespolitiken und Vernehmlassungen der Kantone. Schlussbericht
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6) BO CN, 2017, p. 1127 ss.
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